
Stellungnahme zu den Eckpunkten der Beschlusskammer 6 der 

Bundesnetzagentur vom 19.12.2011 zur Weiterentwicklung des 

Positionspapiers „Netzanbindungsverpflichtung gemäß 

§ 17 Abs. 2a EnWG“ 

Der Ausbau der Offshore-Windenergie ist eine der wesentlichen Voraussetzung zur 

Umsetzung der Energiewende in Deutschland. Die Bundesregierung hat sich 

entsprechend ambitionierte Ziele gesetzt. Diese Ziele können wir aber nur erreichen, 

wenn die vorhandenen Potenziale, insbesondere der Offshore-Windenergie, zügig 

und umfassend erschlossen werden. 

Als ein wesentliches Hindernis beim Ausbau der Offshore-Windenergie werden 

derzeitig Verzögerungen bei der Errichtung der Netzanbindungen genannt. Wir teilen 

hierzu die Auffassung des Herrn Bundesminister Dr. Rösler, dass die bestehenden 

Probleme mit dem geltenden Regelwerk nicht lösbar sind und begrüßen die von ihm 

vorgeschlagene Einsetzung einer Arbeitsgruppe „Beschleunigung Offshore-

Netzanbindung“. Weitere Projekte und Arbeitsgruppen befassen sich aktuell 

ebenfalls mit der Lösung der eingetretenen Verzögerungen. 

Eine Änderung des Positionspapiers kann grundsätzlich eine Möglichkeit zur 

beschleunigten Bereitstellung von Netzanbindungen für Offshore-Windparks sein. 

Allerdings sollten vor einer Anpassung des Positionspapiers die Ergebnisse der 

laufenden Arbeitsgruppen und Untersuchungen abgewartet werden, um die 

möglichen Änderungsbedarfe aufeinander abzustimmen und unnötige weitere 

Verunsicherungen der Branche zu vermeiden. 

Die vorgeschlagene Implementierung einer „Kautionslösung“ wird allerdings aus 

verschiedenen Gründen von uns kritisch gesehen: 

• Die Kautionslösung führt lediglich zu einer Verschiebung der Rangfolge der 

anzubindenden Offshore-Windparks, ohne mit einem deutlichen 

Beschleunigungseffekt verbunden zu sein. Eine rechtzeitige oder beschleunigte 

Anbindung der Projekte kann damit nicht gewährleistet werden. 

• Die Kautionslösung benachteiligt einzelne Akteure, ohne das ein erheblicher 

Vorteil mit der Lösung verbunden ist. Insbesondere benachteiligt diese Lösung 

projektfinanzierte Windparks, da diese die Kaution am Finanzmarkt einkaufen 

müssen. Die bereits bestehenden Probleme von Projektanten bei der 

Beschaffung der notwendigen Fremdkapitalmittel werden damit weiter verschärft 

und neue Hürden im Finanzierungsbereich geschaffen. 



• Die vorgeschlagene Höhe der Kaution wird nicht begründet und ist im Vergleich 

zu den entstehenden Kosten bei den Übertragungsnetzbetreibern 

unverhältnismäßig hoch. 

Auf Grund der vielfältigen Planungen, insbesondere in der Nordsee vor der 

niedersächsischen Küste, und des begrenzten Trassensraums im niedersächsischen 

Küstenmeer ist eine vorausschauende Planung und Errichtung der 

Netzanbindungen, unabhängig von der Realisierungswahrscheinlichkeit einzelner 

Windparks, aus volkswirtschafts- und energiepolitischer Sicht sowie unter 

Berücksichtigung der naturschutzfachlichen Aspekte notwendig und sinnvoll. 

Der vom Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie zu erstellende Offshore-

Netzplan ist daher aus unserer Sicht eine geeignete Grundlage, um die 

Notwendigkeit der Netzanbindungen zu rechtfertigen und die rechtzeitige Errichtung 

der erforderlichen Netzanbindungen zu gewährleisten. 


